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Auf Grund des § 16 Absatz 1 und des § 17 Absatz 1 Satz 3 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I 
S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802) geändert worden ist, in Verbindung mit § 13 Ab-
satz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in 
der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt 
durch Artikel 22 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. S. 807) 
geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt Lichtenberg von 
Berlin:

§ 1
Die durch Verordnung vom 20. September 2019 (GVBl. S. 722) 

erlassene Veränderungssperre 11-99/29 wird um ein Jahr bis zum 
14. Mai 2022 verlängert.

§ 2
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb eines 
Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber 
dem Bezirksamt Lichtenberg von Berlin geltend machen; der Sach-
verhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs wird die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes 
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. Die Be-
schränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung 
dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 27. Mai 2021

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin

Michael  G r u n s t
Bezirksbürgermeister

Kevin  H ö n i c k e
Bezirksstadtrat für 

Stadtentwicklung, Soziales, 
Wirtschaft und Arbeit

Verordnung
über die Verlängerung der Veränderungssperre 11-99/29 

im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil Rummelsburg
Vom 27. Mai 2021
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Auf Grund des § 44 Absatz 1 des Abstimmungsgesetzes vom  
11. Juli 1997 (GVBl. S. 304), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. S. 787) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1 
Änderung der Abstimmungsordnung

Die Abstimmungsordnung vom 3. November 1997 (GVBl. S. 
583), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. März 2016 
(GVBl. S. 90) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In § 2 wird die Angabe „§ 15 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 15 

Absatz 2“ ersetzt.
2. § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe d wird das Komma am Ende durch einen Punkt 
ersetzt.

b) Buchstabe e wird aufgehoben.
3. § 9 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Buchstabe d wird aufgehoben.
bb) Die Buchstaben e und f werden die Buchstaben d und e.
cc) Buchstabe g wird Buchstabe f und die Wörter „nach e) 

und f)“ werden durch die Wörter „nach den Buchstaben 
d und e“ ersetzt.

dd) Buchstabe h wird Buchstabe g.
ee) Buchstabe i wird aufgehoben.

b) In Satz 2 wird die Angabe „g und h“ durch die Angabe „f 
und g“ ersetzt.

4. § 10 wird aufgehoben.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 3. August 2021

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister

Andreas  G e i s e l
Senator für Inneres und Sport

Erste Verordnung
zur Änderung der Abstimmungsordnung

Vom 3. August 2021



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      77. Jahrgang      Nr. 60      5. August 2021932

Auf Grund des § 250 Absatz 1 Satz 3 des Baugesetzbuchs in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I 
S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 
(BGBl. I. S. 2939) geändert worden ist, verordnet der Senat:

§ 1
Das Land Berlin ist ein Gebiet mit einem angespannten Woh-

nungsmarkt im Sinne von § 201a Satz 3 und 4 des Baugesetzbuchs, 
in dem bei Wohngebäuden, die bereits am Tag des Inkrafttretens 
dieser Verordnung bestanden, die Begründung oder Teilung von 
Wohnungseigentum oder Teileigentum nach § 1 des Wohnungs-
eigentumsgesetzes der Genehmigung bedarf. Die Begründung zu 
dieser Verordnung wird im Amtsblatt für Berlin bekannt gegeben.

§ 2
Die Erteilung der Genehmigung nach § 250 Absatz 1 Satz 1 des 

Baugesetzbuchs ist bei dem für Planen zuständigen Amt des Bezirks 
zu beantragen, in dem das antragsgegenständliche Wohngebäude 
belegen ist.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des  
31. Dezember 2025 außer Kraft.

Berlin, den 3. August 2021

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister

Regine  G ü n t h e r
Senatorin für den Senator für 

Stadtentwicklung und Wohnen

Verordnung
über einen Genehmigungsvorbehalt gemäß § 250 Absatz 1 Satz 1 des  

Baugesetzbuchs für die Begründung oder Teilung von Wohnungseigentum  
oder Teileigentum in Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten 

(Umwandlungsverordnung nach § 250 BauGB)
Vom 3. August 2021
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